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Hauptsächliche Gründe für die Nicht-Teilnahme an der Abstimmung 
(geschlossene Fragen, Mehrfachnennungen möglich)

Argument                                                                   Prozent Zustimmung
Einer Fristenlösung hätten Sie zugestimmt, 
aber Behinderte müssten besser geschützt werden 56%
Sie haben der Vorlage nicht zustimmen können, 
haben sie aber auch nicht ablehnen wollen 50%
Ihre Stimme ist nicht mehr nötig gewesen, 
weil der Erbprinz die Sanktionsverweigerung 
angekündigt hat 47%
Sie haben den Abstimmungstermin verpasst/vergessen 41%
Sie sind vom Thema nicht betroffen 37%
Sie haben keine Zeit gehabt 37%
Das ist ein Protest gegen die angekündigte 
Sanktionsverweigerung des Erbprinzen gewesen 35%
Sie haben den Gegnern der Initiative 
nicht Ihre Stimme geben wollen 31%
Sie haben den Befürwortern der Initiative 
nicht Ihre Stimme geben wollen 23%
Sie interessieren sich nicht für das Thema 21%
Die Vorlage ist zu kompliziert gewesen, 
Sie haben sich nicht entscheiden können 17%
Keine Angabe/verweigert 5%

Hauptsächliche Motive der Zustimmenden für ein Ja zur Vorlage 
(offene Frage, erste und zweite Nennung kumuliert)

Argument                                                             Prozent aller Nennungen
Selbstbestimmungsrecht der Frauen 46%
Entkriminalisierung 21%
Liechtenstein muss mit der Zeit gehen 14%
Gute Qualität der Vorlage 10%
Reaktion auf Sanktionsverweigerung des Erbprinzen 6%
Kein Export des Problems 6%
Abstimmungskampagne der Befürworter 1%
Empfehlungen von Parteien <1%
Empfehlungen von Persönlichkeiten <1%
Andere/Keine Nennung 17%

Hauptsächliche Motive der Ablehnenden für ein Nein zur Vorlage 
(offene Frage, erste und zweite Nennung kumuliert)

Argument                                                                   Prozent Zustimmung
Gegen Tötung von Ungeborenen 27%
Späte Abtreibung möglich 18%
Schlechte Qualität der Vorlage 17%
Für Fristenlösung, aber Behinderte besser schützen 9%
Moralisch-ethische Gründe 5%
Haltung der katholischen Kirche 5%
Verhütung statt Abtreibung 4%
Liechtenstein muss nicht alles mitmachen 1%
Abstimmungsempfehlung des Fürstenhauses 1%
Empfehlung von Persönlichkeiten 1%
Andere/Keine Nennung 31%

Wie zufrieden sind Sie im Allgemeinen mit dem Funktionieren der 
Demokratie in Liechtenstein? (ohne Weiss nicht/keine Angabe)

   Total Ja- Nein- Nicht 
   Stimmende Stimmende Teilnehmende
Sehr zufrieden 19% 12% 31% 18%
Eher zufrieden 58% 55% 58% 62%
Eher unzufrieden 16% 23% 9% 13%
Sehr unzufrieden 7% 10% 2% 7%
Total 100% 100% 100% 100%

Quelle: Wilfried Marxer, Direktor des Liechtenstein-Instituts, Bendern

Empfang der Worldskills-Delegation
Die Gemeinde Triesen emp-
fängt am Freitag, 14. Oktober,
die Worldskills-Delegation. An
den Berufsweltmeisterschaften
in London haben sich die sechs
Kandidaten erfolgreich gegen
die Konkurrenz aus insgesamt
51 Ländern durchgesetzt.

Vaduz. – Die Worldskills-Liechten-
stein-Delegation «London 2011» hat
sich an der 41. Austragung der Berufs-
weltmeisterschaften sehr gut im inter-
nationalen Wettbewerb geschlagen.
Sandro Ospelt aus Triesen hat in sei-
nem Beruf als CNC-Fräser die Bron-
zemedaille erkämpft und auch die
Wertung «Best of Nation» gewonnen.
Anlageelektriker Sebastian Kind und

Polymechaniker Ilir Ajgeraj erzielten
je die hervorragende Auszeichnung ei-
nes Leistungsdiploms. Traditionsge-
mäss lädt die Gemeinde des Gewin-
ners «Best of Nation» zum Empfang
der Worldskills-Delegation ein.

Vom Flughafen direkt nach Triesen
Vorsteher Günter Mahl empfängt die
erfolgreiche Delegation am Freitag,
14. Oktober, um 19 Uhr in Triesen. Al-
le Freunde, Eltern, Ausbildungsver-
antwortliche, Arbeitgeber und alle
Worldskills-Interessierte sind zum
Empfang herzlich eingeladen. Um
16.35 Uhr erfolgt die Ankunft der
Mannschaft in Zürich, gegen 19 Uhr
Ankunft im Gemeindesaal, Triesen.
Die Worldskills-Liechtenstein-Dele-
gation bedankt sich bei Vorsteher
Günter Mahl und freut sich auf einen

herzlichen Empfang zum Abschluss
der Berufsweltmeisterschaften in
London 2011. Am 4. November wird
das gesamte Team dann offiziell noch
einmal durch die Regierung empfan-
gen und beglückwünscht. (pafl) 

Zwei Teenager als
Räuber ermittelt
St. Gallen. – Zwei Schweizer im Alter
von 17 und 19 Jahren sind von der Po-
lizei als mutmassliche Räuber ermit-
telt worden. Sie werden laut Kommu-
niqué der St. Galler Kantonspolizei
dringend verdächtigt, im Mai einen
Mann überfallen und verletzt zu ha-
ben. In die Ermittlungen wurde auch
eine 22-jährige Frau einbezogen. Sie
soll das Opfer, einen 51-jährigen
Mann, nach St. Gallen gelockt haben
unter dem Vorwand, günstig elektro-
nische Geräte kaufen zu können. Als
er diese abholen wollte, wurde er von
den beiden Teenagern überfallen und
mit Schlägen und Fusstritten erheb-
lich verletzt. Die beiden Männer ha-
ben gegenüber der Polizei zugegeben,
den Raubüberfall ausgeführt zu ha-
ben. Gegen sie und die Frau wurden
Strafverfahren eröffnet. (sda)

Sehr stark wertebasierte
Volksabstimmung
Bei denjenigen, die sich an der
Abstimmung über «Hilfe statt
Strafe» beteiligt haben, haben
Sachargumente und die persön-
liche Wertehaltung einen deut-
lich höheren Stellenwert einge-
nommen als die Orientierung an
der Position des Fürstenhauses.

Von Günther Fritz

Schaan. – Die Empfehlung des Fürs-
tenhauses bei der Volksabstimmung
und die angekündigte Sanktionsver-
weigerung von Erbprinz Alois haben
die Stimmbeteiligung bei der Volksab-
stimmung über die Fristenregelungs-
initiative «Hilfe statt Strafe» negativ
beeinflusst, da von vielen ein Urnen-
gang als sinnlos oder nicht mehr not-
wendig erachtet worden ist. Dies hat
potenziell Zustimmende mehr als po-
tenziell Ablehnende betroffen. Das
sagte Politologe Wilfried Marxer, Di-
rektor des Liechtenstein-Instituts, an
der gestrigen Medienkonferenz in der
«Linde» in Schaan zu den Ergebnissen
der im Auftrag der Demokratiebewe-
gung durchgeführten Nachwahlbefra-
gung zu den Motiven und das Stimm-
verhalten der 500 vom Umfrageinsti-
tut Demoscope konsultierten Stimm-
berechtigten.

Mehrheit für reine Fristenregelung
Wilfried Marxer geht fest davon aus,
dass die Ja-Stimmenden auch einer
Vorlage zugestimmt hätten, die die
Behindertenfrage ausgeklammert
hätte. Dies waren an der Abstimmung
47,7 Prozent aller gültigen Stimmen.
62 Prozent der Ablehnenden gaben
gemäss Demoscope-Umfrage an, dass
sie einer Fristenlösung zugestimmt
hätten, aber Behinderte müssten bes-
ser geschützt werden. Ob dies im Falle
einer entsprechenden Vorlage tatsäch-
lich zu einem Ja- statt zu einem Nein-
Entscheid geführt hätte, bleibe natür-
lich spekulativ, betonte Wilfried Mar-
xer gestern vor den Medien in Schaan.
Die Abstimmungsdebatte hätte ver-
mutlich unter diesen Umständen je-
doch andere Schwerpunkte bekom-
men. Man dürfe aber davon ausgehen,
dass ein beträchtlicher Teil der Ableh-
nenden einer Fristenlösung ohne die
Behindertenthematik zugestimmt
hätte.

Dilemma senkt Beteiligung
56 Prozent der Nicht-Teilnehmenden
haben angegeben, dass sie einer Fris-
tenlösung zugestimmt hätten, aber
Behinderte müssten besser geschützt
werden. 50 Prozent geben auch an,
dass sie der Vorlage nicht zustimmen
konnten, sie aber auch nicht ablehnen
wollten. Hier wird nach den Ausfüh-
rungen von Wilfried Marxer also ein
Dilemma sichtbar. Auf die Frage, ob sie

Die Fristenregelungsinitiative «Hilfe statt Strafe» war insbesondere wegen der
Behindertenfrage umstritten: So nahmen Stimmbürgerinnen und Stimmbürger
nicht an der Abstimmung teil, weil sie der Vorlage weder zustimmen konnten
noch sie ablehnen wollten. Bild Archiv

der an der Abstimmung vorliegenden
Vorlage – unter Einschluss der Behin-
dertenthematik – eher zugestimmt
hätten oder sie eher abgelehnt hätten,
haben 47 Prozent mit «eher zuge-
stimmt», 43 Prozent mit «eher abge-
lehnt» geantwortet. Von denjenigen,
die die Vorlage abgelehnt hätten, ha-
ben laut Umfrage wiederum 51 Pro-
zent angegeben, dass sie einer Fristen-
lösung zugestimmt hätten, aber Be-
hinderte müssten besser geschützt
werden. Demgemäss geht Politologe
Wilfried Marxer davon aus,

• dass das Dilemma, sich weder für
noch gegen die Vorlage entscheiden zu
können, ohne die Behindertenfrage
deutlich geringer gewesen wäre;

• dass eine Vorlage ohne die Behin-
dertenfrage deutliche Zustimmung
bei den Nicht-Teilnehmenden gefun-
den hätte;

• dass die Abstimmungsbeteiligung,
im Ergebnis tendenziell zugunsten der
Vorlage, höher gewesen wäre.

Frage der Wertehaltung
Die Abstimmung über die Initiative
«Hilfe statt Strafe» war gemäss Um-
frageergebnis darüber hinaus eine
sehr stark wertebasierte Abstimmung.
Faktoren, die bei anderen Abstim-
mungen teilweise ebenfalls eine Rolle
spielen – etwa Parteibindung, Alter,
Geschlecht u. a. – spielten laut Wil-
fried Marxer eine stark untergeordne-
te oder gar keine Rolle. Die Zustim-
menden und Ablehnenden haben sich
tendenziell in zwei Lager mit folgen-
den idealtypischen Zügen aufgeteilt:
«Die modern und veränderungsfreu-
dig Eingestellten, international Orien-
tierten, mit Betonung des Selbstbe-
stimmungsrechtes der Frauen, nicht
ausgeprägt Religiösen auf der einen
Seite, die traditionell, bewahrend,
konservativ Eingestellten, eher Reli-
giösen, dem Schutz des ungeborenen
Lebens Verpflichteten andererseits.»

Die Umfrage ist auch der Frage
nachgegangen, wer in Liechtenstein

das Sagen hat. 38 Prozent der Befrag-
ten erklärten, die Macht liege beim
Fürstenhaus, 19 Prozent waren der
Ansicht, das Volk habe das letzte Wort.
Die restlichen Prozente verteilen sich
auf Regierung (14 Prozent), Landtag
(11 Prozent), die Wirtschaft (9 Pro-
zent) oder einflussreiche Familien (9
Prozent).

Volksrechte geschwächt
«Die Demokratiebewegung fühlt sich
durch die Umfrageergebnisse in der
Kritik der Ausgestaltung des Vetorechts
bestätigt», sagte Jochen Hadermann,
Präsident der Demokratiebewegung,
an der gestrigen Medienkonferenz. Wie
Karin Jenny, Vorstandsmitglied der De-
mokratiebewegung, ausführte, seien
durch die Intervention des Erbprinzen
die unvoreingenommene Sachdiskus-
sion zur Initiative «Hilfe statt Strafe»
gestört und das Selbstbestimmungs-
recht des Volkes entscheidend ge-
schwächt worden. Weiter sei der di-
rektdemokratische Akt entwertet wor-
den. «Das direktdemokratische Ele-
ment ist durch die Sinnlosigkeit der Ab-
stimmung geschwächt worden. Die ei-
gentlich gesetzlich vorgesehene Ab-
stimmungspflicht der Bürgerinnen und
Bürger ist zudem torpediert worden»,
betonte Karin Jenny. Durch die zweite
vorzeitige Sanktionsverweigerung ge-
gen die Motion zur Einführung des
schweizerischen Fristenregelungsmo-
dells im Landtag sei dieser ebenfalls in
seiner Handlungsfreiheit einge-
schränkt worden. Die Demokratiebe-
wegung führt am 19. Oktober eine aus-
serordentliche Mitgliederversamm-
lung durch. Eine Verfassungsinitiative
zur Abschaffung des Sanktionsrechts
des Fürsten sei nicht auszuschliessen,
sagte Präsident Jochen Hadermann auf
eine entsprechende Anfrage des «Va-
terlands». Er wolle zum jetzigen Zeit-
punkt jedoch zu keinen diesbezügli-
chen Spekulationen beitragen. Ent-
scheiden werde die Mitgliederver-
sammlung.


